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Vortrag an den Ministerrat 

Erstellung eines „Nationalen Aktionsplans gegen Rechtsextremismus“ im 
Rahmen der Extremismusprävention und Deradikalisierung 

Ausgangslage  

In Zeiten multipler geopolitischer Krisen gewinnen Radikalisierungstendenzen und 
extremistische Ideologien deutlich an Bedeutung. 

Extremistische Bewegungen lehnen Demokratie, Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit 
ab und streben autoritäre, exklusive Ordnungen an. Unabhängig von ihrer 
ideologischen Ausprägung ist ihnen gemeinsam, dass sie Vielfalt negieren, Macht bei 
einer vermeintlich „wahren“ Gruppe konzentrieren und Gewalt zumindest in Kauf 
nehmen. Damit gefährden sie die verfassungsmäßige Ordnung der Republik 
Österreich sowie die daraus abgeleiteten Grundrechte, Pflichten und institutionellen 
Strukturen, auf denen das demokratische Gemeinwesen beruht. 

Gerade der Rechtsextremismus ist in Europa historisch besonders belastet. Seine 
ideologisch extremste Ausformung zeigte er im Nationalsozialismus, der auf radikaler 
Entmenschlichung, rassistischer Hierarchisierung und der systematischen 
Vernichtung von Menschen basiert. Diese Denkmuster wirken bis heute fort – etwa in 
völkischen Vorstellungen, Antisemitismus und autoritären Weltbildern. 

Der Verfassungsschutzbericht 2024 der Direktion Staatsschutz und 
Nachrichtendienst (DSN) weist darauf hin, dass der Rechtsextremismus – neben dem 
islamistischen Extremismus –derzeit eines der größten sicherheitsrelevanten 
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Gefährdungspotenziale darstellt. Diese Einschätzung wird durch den jährlichen 
Rechtsextremismus-Bericht des Dokumentationsarchivs des österreichischen 
Widerstandes (DÖW), beauftragt durch das Bundesministerium für Justiz und das 
Bundesministerium für Inneres, bestätigt. 

Neben klassischen Neonazi-Strukturen entstehen neue Erscheinungsformen der 
sogenannten „Neuen Rechten“. Diese bedienen sich moderner Sprache und digitaler 
Kommunikationsformen, verbreiten jedoch weiterhin zentrale rechtsextreme 
Denkmuster wie ethnische Homogenität, die Abwertung von Minderheiten und 
Misstrauen gegenüber demokratischen Institutionen. 

Sicherheitsbehörden sehen sich dabei zunehmend mit Online-Radikalisierung, 
wachsender Reichweite rechtsextremer Propaganda und gezielter Desinformation 
konfrontiert. Digitale Plattformen werden genutzt, um über Codes, Symbole, Memes 
und verzerrte Narrative neue Anhängerinnen und Anhänger zu mobilisieren. Ziel 
rechtsextremer Propaganda ist es zunehmend, in der gesellschaftlichen Mitte 
politisch Anschluss zu finden und extremistische Positionen durch Begriffe wie 
„Remigration“ oder „Bevölkerungsaustausch“ zu normalisieren und sogar den Begriff 
„Rechtsextremismus“ positiv zu konnotieren. Dadurch wird der öffentliche Diskurs 
verzerrt und menschen- und demokratiefeindliche Ideologie sprachlich verschleiert.  

Zielsetzung 

Die dargestellte Gefährdungslage erfordert eine klare, kohärente und entschlossene 
staatliche Antwort, die Maßnahmen zum Schutz der demokratischen Grundordnung 
strategisch bündelt und strukturiert umsetzt und dauerhaft absichert.  

Der Nationale Aktionsplan gegen Rechtsextremismus (NAP gegen 
Rechtsextremismus) verfolgt das Ziel, einen integrierten, langfristigen und 
evidenzbasierten gesamtstaatlichen Rahmen zu schaffen, der Sicherheit, 
Rechtsstaat, wissenschaftliche Erkenntnisse, Bildung und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt systematisch miteinander verbindet.  

Der NAP gegen Rechtsextremismus soll dabei vor allem als Katalog konkreter, 
umsetzbarer Maßnahmen ausgestaltet sein – und zwar in klarer Abgrenzung zu 
thematisch verwandten Nationalen Aktionsplänen (v.a. NAP-Hasskriminalität und 
Nationale Strategie gegen-Antisemitismus), um Überschneidungen bzw. 
Doppelgleisigkeiten zu vermeiden. Die budgetäre Bedeckung der Maßnahmen wird 
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durch die jeweiligen regulär zur Verfügung stehenden Mitteln der Ressorts 
gewährleistet. 

Umsetzung 

Die inhaltliche und organisatorische Umsetzung erfolgt unter der Federführung des 
Bundesministeriums für Inneres (BMI), des Bundesministeriums für Justiz (BMJ) sowie 
des Bundesministeriums für Bildung (BMB).  

Die Gesamtkoordinierung liegt bei der Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienst 
(DSN), die dabei auf das von ihr etablierte und bewährte „Bundesweite Netzwerk 
Extremismusprävention und Deradikalisierung“ (BNED) zurückgreift. Das BNED 
vereint seit 2017 Vertreterinnen und Vertreter aus unterschiedlichen Ministerien, den 
Bundesländern, der Zivilgesellschaft, dem Städte- und dem Gemeindebund sowie 
anlassbezogen Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Forschung. 

 Zur Unterstützung der Gesamtkoordinierung wird ein Wissenschaftlicher Beirat 
eingerichtet. Dieser Beirat begleitet den Erarbeitungsprozess fachlich, stellt die 
Evidenzbasierung sicher und trägt zur inhaltlichen Kohärenz der im Rahmen des 
Nationalen Aktionsplans entwickelten Maßnahmen bei. 

Die Umsetzung des NAP gegen Rechtsextremismus erfolgt entlang von drei 
ineinandergreifenden Themenfeldern, für die jeweils ein Ressort die federführende 
Verantwortung übernimmt. 

• Im Themenfeld „Bildung, Demokratieförderung, Medienkompetenz und 
gesellschaftliche Resilienz“ liegt die Federführung beim Bundesministerium für 
Bildung. 

• Das Themenfeld „Prävention und Früherkennung“ wird vom Bundesministerium 
für Inneres koordiniert. 

• Die Federführung für das Themenfeld „Strafverfolgung und Resozialisierung“ 
obliegt dem Bundesministerium für Justiz. 

Beteiligte Institutionen und mitwirkende Akteure 

Die fachlichen Beiträge werden vorrangig von den im BNED vertretenen Expertinnen 
und Experten erarbeitet und in den drei thematischen Arbeitsgruppen eingebracht 
werden.  
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Darüber hinaus sollen weitere Ministerien, Institutionen sowie Akteure aus 
Wissenschaft, Forschung und Zivilgesellschaft zur Mitwirkung eingeladen werden. 

Schlussfolgerung und Handlungsbedarf 

Angesichts der wachsenden Bedrohung für demokratische Grundwerte und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt braucht Österreich ein deutliches und wirksames 
Zeichen gegen Rechtsextremismus. Daher soll ein Nationaler Aktionsplan gegen 
Rechtsextremismus erstellt werden, in dem Demokratieförderung, Prävention und 
Strafverfolgung zu einem kohärenten, ressortübergreifenden Ansatz gebündelt 
werden, um rechtsextremistischen und rechtsterroristischen Entwicklungen wirksam 
und messbar entgegenzutreten und die gesellschaftliche Resilienz dauerhaft zu 
stärken. 

 

Wir stellen daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

20. Februar 2026 

Mag. Gerhard Karner  
Bundesminister 

Christoph Wiederkehr, MA  
Bundesminister 

Dr.in Anna Sporrer  
Bundesministerin 
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